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das vergangene Jahr war für uns alle ein wenig „turbulent“ – und unser Team wurde 
davon nicht verschont. Eine sehr geschätzte Kollegin musste krankheitsbedingt das 
komplette Jahr eine Auszeit nehmen und ist nach wie vor im Krankenstand. Wir wün-
schen ihr von Herzen gute Besserung.
Kollegin Frau Katharina Karetsou hat freudig die Geburt ihres zweiten Kindes gefeiert und 
ist seitdem in Elternzeit. Herr Rechtsanwalt Martin Hartner ist nach Italien zurückgekehrt.
Wir wissen, dass es in dieser Zeit vielleicht hier und da zu Verzögerungen gekommen 
ist, und möchten uns ganz herzlich bei Ihnen für Ihr Verständnis bedanken.
Jetzt können wir mit Freude sagen: Unser Team ist wieder voll einsatzbereit – motiviert, 
gut aufgestellt und bereit, Ihre Anliegen mit frischem Elan zu betreuen. Wir freuen uns 
darauf, weiterhin für Sie da zu sein und gemeinsam Lösungen zu finden.

Vielen Dank, dass Sie uns in dieser besonderen Zeit die Treue gehalten haben!
Der besonderen Situation geschuldet ist auch, dass wir erstmals nur einen Newsletter 
in diesem Jahr versenden. Bei der Lektüre wünschen wir viel Vergnügen und gute neue 
Erkenntnisse.

Für die Partnerschaft 
Herzliche Grüße
				          Renate Maltry	               Andreas Völker

Liebe Mandantinnen und Mandanten,
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Liebe Mandantinnen, 
liebe Mandanten,
der zweite Lockdown hat uns zwar be-
troffen gemacht, aber nicht so geschockt 
wie der erste. Wieder haben wir unsere 
Anwaltsteams getrennt. Die Hygienemaß-
nahmen waren mittlerweile in der Kanzlei 
so eingerichtet, dass wir mit den aufge-
stellten Trennscheiben auch ohne Maske 
Besprechungen durchführen können. Auch 
coronabedingte Todesfälle hatten wir zwi-
schenzeitlich betreut. Insofern nehmen wir 
den Schutz im Interesse unserer Mitarbei-
ter und der Mandanten sehr ernst.

Gerichtstermine fi nden im Gegensatz zum 
ersten Lockdown statt, allerdings ange-
sichts der geringen Anzahl von großen 
Sitzungssälen in eingeschränktem Maße. 
Auch dort sind strenge Hygienevorschrif-
ten zu beachten und führen teilweise zu 
langen Wartezeiten.

Ein großer Dank gilt unserem Büroteam, 
das einen großen Teil der Umstrukturierung 
und Umorganisation durch Homeoffi ce, 
Telefon- und Videokonferenzen, Änderung 
der Erstberatungen etc. reibungslos orga-
nisierte. Positiv zu verzeichnen ist, dass wir 
viele Videokonferenzen durchführen und 
somit Präsenzveranstaltungen vermieden 
werden können.

Frau Alexandra Oldekop wird zum Januar 
2021 ihre Tätigkeit als Anwältin bei uns 
aufgeben und zum SOS Kinderdorf wech-
seln. Wir wünschen für ihre berufl iche Zu-
kunft alles Gute.

Nun wünsche ich Ihnen allen von Herzen 
beste Gesundheit und für das Jahr 2021 
nur das Allerbeste! 

Ihre 
Renate Maltry
Rechtsanwältin

Zum bevorstehenden Jahreswechsel werden er-
neut die vom Gutachterausschuss ermittelten 
Bodenrichtwerte der aktuellen Marktsituation 
angepasst. Diese sind Grundlage für die schen-
kungs- und erbschaftssteuerliche Bewertung 
von Immobilien. Die Bewertung der Immobilien 
erfolgt hierfür gemäß § 12 ErbStG nach dem 
Bewertungsgesetz. Seit dem 1. Januar 2009 ist 
nicht mehr der sog. Einheitswert, sondern der 
Verkehrswert, der nach den Vorgaben des Be-
wertungsgesetzes zu ermitteln ist, maßgebend. 
Danach ist eine Richtgröße für Grundbesitz der 
Bodenrichtwert.

Da in München in den vergangenen 2 Jahren die 
Preise für Immobilien weiter stark anstiegen, ist 
abermals eine nicht unerhebliche Anhebung der 
Bodenrichtwerte zu erwarten.
Die Erbschafts- und Schenkungssteuerfreibe-
träge hingegen haben sich seit 01.01.2009 nicht 
geändert. Für einen Ehegatten beziffert sich der 
Steuerfreibetrag auf € 500.000, für Kinder je-
weils € 400.000 für jeden Elternteil und für En-
kelkinder auf € 200.000.
Angesicht der hohen Immobilienpreise in Mün-
chen sind diese Werte der Freibeträge schnell 
überschritten. Je nach Erbschaftssteuerklasse 
und Höhe der Progression fallen Steuern, die 
über den Freibetrag hinausgehen in Höhe von 
7-50 % an. Eine Schenkung zu Lebzeiten kann
also durchaus hohe Erbschaftssteuer sparen.

Die Freibeträge können alle 10 Jahre genutzt 
werden. Sinnvoll ist, den Wert, der sich nach 
dem Bewertungsgesetz errechnet, ermitteln zu 
lassen, so dass wertmäßig der richtige Anteil, 
ggf. auch ein Miteigentumsanteil, an einer Im-
mobilie übertragen werden kann. 
Wird gleichzeitig ein Nießbrauch eingeräumt, so 
kann der kapitalisierte Nießbrauch von diesem 
Wert abgezogen werden. Gleiches gilt für ein 
Wohnrecht. 

Vererbt man Immobilien, so werden zur Ermitt-
lung der Erbschaftssteuer alle zum Zeitpunkt 
des Todes bestehenden Vermögenswerte erfasst 
und Vorschenkungen der letzten 10 Jahre hin-
zugerechnet. 
Durch einen frühzeitigen Beginn der Überlassung 
von Vermögen auf die Kinder und Enkelkinder 
können erhebliche Vermögenswerte steuerfrei 
der nächsten Generation übertragen werden.

Wichtig zu wissen ist auch, dass bei einem selbst 
bewohnten Familienheim andere Regeln gelten: 
Unter Ehegatten kann ein selbstgenutztes Fami-

lienheim unabhängig von der Größe und Nut-
zung steuerfrei verschenkt werden. Dies kann 
großen Gestaltungsspielraum nach sich ziehen, 
gerade wenn das Familienheim einen erheb-
lichen Wert hat und nur auf den Namen eines 
Ehegatten eingetragen ist.
Wird das Familienheim vererbt, gilt die Steuerbe-
freiung nur unter bestimmten Voraussetzungen.

Die Immobilie darf eine Wohnfl äche von 200 qm 
nicht überschreiten; bei einer größeren Wohn-
fl äche ist der überschießende Teil zu versteuern. 
Auch darf die Immobilie nur aus einer grund-
buchrechtlichen Einheit bestehen.
Nur wenn das selbst bewohnte Haus direkt nach 
dem Erbfall bezogen wird und der Ehegatte 
bzw. eingetragene Lebenspartner 10 Jahre darin 
wohnt, ist dies der Fall. Dies gilt auch für Kinder 
und Enkelkinder. Sie müssen das Familienheim 
aber unverzüglich nach dem Erbfall selbst nutzen. 
Eine Ausnahme gilt dann, wenn der Ehegatte 
aufgrund nachgewiesener Pfl egebedürftigkeit 
ins Pfl egeheim kommt.

Nicht außer Acht lassen sollte man dabei, dass 
man die Immobilien, die man überträgt, gegebe-
nenfalls für die eigene Altersvorsorge benötigt.
Um sich selbst zu schützen sollten Rückübertra-

Verschenken oder Vererben?
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BFH-Urteil vom 04.06.2025, Az. II R 18/23
Die Steuerbefreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 4a 
ErbStG eröffnet Ehegatten die Möglichkeit, ein 
zu eigenen Wohnzwecken genutztes Familien-
heim unentgeltlich vom einen auf den anderen 
Ehegatten zu übertragen – und dabei die Schen-
kungsteuer zu vermeiden.

Mit seinem Urteil vom 4. Juni 2025 (II R 18/23) 
hat der BFH klargestellt, dass diese Steuerbe-
freiung auch dann greifen kann, wenn das Fa-
milienheim zuvor in das Gesellschaftsvermögen 
einer Ehegatten-GbR (an der beide Ehegatten 
beteiligt sind) eingebracht wurde.

Hintergrund
Im entschiedenen Fall war die Ehefrau Alleinei-
gentümerin eines bebauten Grundstücks („Fa-
milienheim“), das beide Ehegatten zu eigenen 
Wohnzwecken nutzten. In derselben Urkunde 
gründeten die Ehegatten eine GbR, bei der beide 
zu jeweils ½ Gesellschafter waren, und übertru-
gen das Grundstück unentgeltlich in das Gesell-
schaftsvermögen. 
Das Finanzamt erkannte die Steuerbefreiung 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 4a ErbStG nicht an, setzte 
Schenkungsteuer fest. Sowohl das Finanzge-
richt als auch der BFH entschieden zugunsten 
der Steuerpflichtigen.

Kernaussagen des Urteils
1. Schenkungstatbestand:
Der BFH stellte fest, dass durch die Übertragung 
des Grundstücks in das Gesellschaftsvermögen 
der GbR eine freigebige Zuwendung im Sinne 
des § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG vorliegen kann. Ent-
scheidend war, dass die Ehefrau ohne Gegen-
leistung das Grundstück einbrachte und damit 
der Ehemann in Höhe seines hälftigen Anteils 
am Gesellschaftsvermögen bereichert wurde.

2. Anwendung der Steuerbefreiung  
für das Familienheim:
Nach § 13 Abs. 1 Nr. 4a Satz 1 ErbStG bleiben Zu-
wendungen unter Ehegatten steuerfrei, mit de-
nen einem Ehegatten Eigentum oder Miteigen-
tum an einem bebauten Grundstück verschafft 
wird, sofern dieses zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt wird. 
Der BFH entschied, dass auch bei Einlage in eine 
Ehegatten-GbR die Befreiung greift, weil steu-
errechtlich die Gesellschafter als bereicherte 
Erwerber anzusehen sind.

Tipp
Nutzen Sie Gestaltungsspielräume: Das Urteil 
eröffnet Ehegatten neue Gestaltungsmöglich-
keiten, wenn sie eine vermögensverwaltende 
Ehegatten-GbR einsetzen möchten.

Voraussetzungen hierfür sind Nutzung als Fa-
milienheim, unentgeltliche Übertragung, Betei-
ligung beider Ehegatten, fortbestehende Eigen-
nutzung.
Dokumentation ist wichtig: Vertragsgestaltung 
und Grundbucheintrag
Beteiligung Dritter oder Wegfall der Eigennut-
zung kann die Steuerbefreiung gefährden.

Fazit
Das BFH-Urteil II R 18/23 öffnet für die vermö-
gens- und nachfolgeplanende Gestaltung neue 
Spielräume: Ehegatten können ihr gemeinsam 
genutztes Wohnhaus in eine Ehegatten-GbR 
einbringen und dennoch die Steuerbefreiung 
für das Familienheim nach § 13 Abs. 1 Nr. 4a 
ErbStG in Anspruch nehmen. 
Entscheidend bleibt, dass sämtliche Vorausset-
zungen sorgfältig eingehalten und dokumen-
tiert werden. Eine enge Abstimmung von Immo-
bilien-, Gesellschafts- und Steuerrecht ist dabei 
unerlässlich.

Renate Maltry
Rechtsanwältin, Fachanwältin Erbrecht,
Fachanwältin Familienrecht,
zertifizierte Testamentsvollstreckerin AGT,
zertifizierte Unternehmensnachfolgeberaterin ZentUma

Steuerbefreiung für das Familienheim  
auch bei Einlage in eine Ehegatten-GbR
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Ein Testament ist mehr als ein Stück Papier. Es 
ist der letzte Wille, der regelt, was mit dem Le-
benswerk, also dem Nachlass als Ganzem ge-
schehen soll. Ohne eine testamentarische An-
ordnung gibt das Gesetz zwar vor, was mit dem 
Nachlass passiert. Ob das immer die beste Lö-
sung ist, ist sehr fraglich. Die gesetzliche Erbfol-
ge entspricht oft nicht dem eigentlichen Willen 
und kann fatale Folgen für die Hinterbliebenen 
haben. Denn kein Erbfall oder Nachlass ist 
gleich. Jeder ist individuell zu betrachten. Gera-
de das kann nur mit einer rechtzeitigen Nach-
lassplanung gewährleistet werden. 
Wer also rechtzeitig vorsorgt und ein Testament 
errichtet, übernimmt Verantwortung, schützt 
seine Liebsten und sorgt dafür, dass der Famili-
enfrieden gewahrt bleibt. Ein Testament ist 
nicht nur ein Akt der Selbstbestimmung über 
den Tod hinaus, sondern vermeidet auch Erb- 
streitigkeiten, schafft Vorsorge und Sicherheit.
Nicht zuletzt können im Rahmen einer langfris-
tigen Nachlassplanung steuerliche Aspekte be-
rücksichtigt werden.
Deshalb sollte man das Thema nicht auf die lan-
ge Bank schieben. Denn bis die finale Lösung 
feststeht, die allen Wünschen gerecht wird, ver-
geht manchmal längere Zeit.

Besonders Ehepaare ohne Kinder oder mit min-
derjährigen Kindern, aber auch Geschiedene 
und unverheiratete Paare mit gemeinsamem 
Immobilieneigentum und Alleinstehende ohne 
eigene Kinder sollten sich besonders in der 
Pflicht sehen, ein Testament zu errichten Nur so 
können böse Überraschungen vermieden werden.

Wenn Eheleute frisch verheiratet sind, machen 
sie meist nicht gleich ein Testament. Klar, man 
ist jung und denkt nicht an den Tod. Manchmal 
schlägt das Schicksal hart zu und dann erben 
die Eltern des plötzlich verstorbenen Ehegatten, 

wenn die Ehe kinderlos ist, mit. Das ist für viele 
eine böse Überraschung und die neu ange-
schaffte Eigentumswohnung gehört z.B. zu ei-
nem Anteil plötzlich den Schwiegereltern.

Sind minderjährige Kinder schon vorhanden, er-
ben zwar nicht die Schwiegereltern. Aber der 
überlebende Ehegatte bildet mit den minderjäh-
rigen Kindern eine Erbengemeinschaft, die 
möglicherweise gar nicht beabsichtigt ist. Ist 
z.B. ein Immobiliendarlehen im Spiel, das nicht 
mehr getilgt werden kann, muss das Familien-
gericht wegen der Minderjährigkeit der Kinder 
im Zuge eines Verkaufs zustimmen und darf 
also mitentscheiden. 

Wird in fortgeschrittenem Alter eine zweite 
(oder dritte) Ehe eingegangen, haben die Partner 
das Lebensende eher vor Augen, als ein junges 
Paar. Aber auch hier gilt: „Liebe macht bekannt-
lich blind.“
In diesen Fällen ist eine kluge und rechtzeitige 
Nachlassplanung von besonderer Bedeutung. 
Oftmals gibt es Kinder aus erster Ehe oder frü-
heren Beziehungen. Ohne Testament bilden die-
se mit dem neuen Ehepartner automatisch eine 
Erbengemeinschaft, für die die gesetzlichen Re-
gelungen gelten. Sind diese gewollt?
Wer möchte, dass seine eigenen Kinder erben, 
aber nicht wünscht, dass auch „ die Stiefkinder 
mittelbar erben“, kann seinen neuen Partner 
gleichwohl versorgen. Hierzu sollte man sich 
gut beraten lassen, um die richtige Lösung zu 
finden und auch Streit zu vermeiden.

Bei der Trennung, für den Fall des Scheidungs-
verfahrens und der Scheidung wird es kompli-
ziert. Zu den persönlichen Differenzen kommen 
rechtliche (auch erbrechtliche) Probleme hinzu, 
an die i.d.R. zunächst keiner denkt. Die Errich-
tung oder Änderung eines Testaments sollte 

zeitnah angegangen werden. Eine anwalt-
schaftliche Beratung ist hier unerlässlich.

Wer in“ wilder Ehe“ lebt und keine Kinder hat, 
aber eine gemeinsame Immobilie besitzt, sollte 
ein Testament errichten, wenn es der letzte 
Wunsch ist, dass die Immobilie dem Partner 
dann alleine gehören soll. Andernfalls muss sich 
der Überlebende mit den Eltern oder Geschwis-
tern des Partners auseinandersetzten. Pflicht-
teilsansprüche der Eltern des Verstorbenen blei-
ben in jedem Fall unberührt.

Wer kinderlos ist und auch keine nahen Ange-
hörigen hat, riskiert, dass der Nachlass zersplit-
tert oder unbekannte weitläufige Verwandte 
zum Zuge kommen. Wer das vermeiden möchte, 
sollte sich überlegen, ob er/sie nicht Gutes tun 
will und gar eine Stiftung, einen Verein oder 
eine gemeinnützige Organisation als Erben in 
einem Testament einsetzt.

Eigentlich ist für jeden ein Testament unerläss-
lich, egal, ob jung oder alt, alleinstehend, verhei-
ratet oder geschieden. Denn nur so kann klar und 
verantwortlich geregelt werden, was mit dem 
Nachlass passiert und wer Erbe werden soll.
Es ist nie zu früh, aber manchmal zu spät, den 
letzten Willen zu regeln. Ich berate Sie hierbei 
gerne und wir finden eine individuelle Lösung, 
die Ihren Wünschen am besten entspricht.

Ein Testament ist unerlässlich-wer nichts regelt, der 
überlässt alles dem Zufall oder eben dem Gesetz…
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BGH stärkt Rechte nichtehelicher Kinder – 
Verjährung beginnt erst, wenn die Abstam-
mung bekannt ist.

Es klingt wie ein Familiendrama aus einem Fern-
sehfilm, ist aber Realität: Eine Frau erfährt Jahre 
nach dem Tod des mutmaßlichen Vaters, dass 
sie tatsächlich dessen Tochter ist – und verlangt 
nun einen Teil des Erbes. Der bisherige Alleiner-
be ist fassungslos, denn er glaubte, der Nachlass 
sei längst geklärt. Der Fall landete schließlich 
vor dem Bundesgerichtshof (BGH) – und der 
entschied im Sinne der späten Tochter.

Mit seinem Urteil vom 12. März 2025 (Az. IV ZR 
88/24) stellt der BGH klar: Pflichtteilsansprüche 
verjähren erst, wenn das Kind weiß, wer sein Va-
ter ist – nicht automatisch mit dessen Tod.

Grundsätzlich kann der Pflichtteil innerhalb von 
drei Jahren nach dem Erbfall eingefordert wer-
den. Diese Frist gilt für eheliche wie für nichehe-
liche Kinder. Doch in Fällen, in denen die Vater-
schaft erst nach Jahren – etwa durch DNA-Tests 
– eindeutig bewiesen wird, führt das zu absur-
den Ergebnissen.

Hier kommt es auf die tatsächliche Kenntnis der 
Abstammung an. Dies machte der BGH deutlich: 
Der Pflichtteilsanspruch entsteht zwar mit dem 
Erbfall, auch wenn die Vaterschaft noch unge-
klärt ist. Die Verjährungsfrist beginnt in diesen 
Fällen, sobald der Berechtigte Kenntnis vom Tod 
des Erblassers und von den Umständen der Ab-
stammung hat.

Auch auf den Zeitpunkt der rechtskräftigen 
Feststellung der Vaterschaft kommt es nicht an. 
Maßgeblich ist ausschließlich für den Beginn 
der Verjährung, wenn das Kind positive Kenntnis 
von seiner Abstammung hat.

Das heißt: Auch Jahrzehnte nach dem Tod eines 
Erblassers können Ansprüche wieder aufleben 
– sofern die biologische Verbindung erst später 
bekannt wird.

Alte Geheimnisse können teuer werden

In einer Stadt wie München, wo Immobilienwer-
te explodieren, kann das Folgen in Millionenhö-
he haben.

Plötzlich steht ein weiterer Pflichtteilsberechtig-
ter oder gar Erbe vor der Tür. Das kann Erben 
hart treffen – wenn sie die Auseinandersetzung 
des Erbes bereits durchgeführt haben, ggf. auch 
Zahlungen vorgenmmen haben oder etwa, 
wenn sie das Elternhaus bereits übernommen 
oder verkauft haben. Wird das Kind Erbe, tritt 
es in eine bestehende Erbengenmeinschaft ein. 
Ist diese bereits auseinandergesetzt, muss alles 
erneut aufgerollt werden.

Anders ist es bei einem Pflichtteilsanspruch. Den 
Pflichtteil gibt es nur bei Enterbung. Wenn also 
in einem Testament ein Kind nicht berücksich-
tigt wird. Der Pflichtteil beträgt die Hälfte des 
gesetzlichen Erbteils. Er ist ein Anspruch in Geld. 
Wenn ein Erblasser ein Kind im Testament über-
gangen hat, kann dieses somit Geld fordern – 
und zwar vom Nachlass der übrigen Erben.

Gibt es kein Testament, wird das nichteheliche 
Kind behandelt wie ein eheliches Kind. Dann 
wird es bei später Kenntnis Miterbe. Regelt ein 
Vater, der Kenntnis von einem nichtehelichen 
Kind hat, nichts und verschweigt es vielmehr, 
kann dies nach seinem Tod zu oft nicht uner-
heblichen Problemen führen.

Wir raten deshalb, familiäre Verhältnisse recht-
zeitig zu klären: Wer Kinder außerhalb einer Ehe 
hat, sollte sie im Testament ausdrücklich erwäh-
nen – egal ob ein Kontakt besteht oder nicht. 
Dies kann jahrelangen Streit, Geld und nervige 
Auseinandersetzungen verhindern. 

Und wer glaubt, enterbt zu sein, obwohl eine 
biologische Verbindung besteht, sollte sich be-

raten lassen – denn es könnte die Chance be-
stehen, einen Anspruch geltend zu machen oder 
sogar Miterbe zu werden.

Betroffene, bei denen eine ungeklärte Vater-
schaft besteht, sollten die Vaterschaft prüfen, 
denn eine biologische Abstammung kann den 
Pflichtteil begründen. Klar ist dabei, dass die 

fehlende Kenntnis der Absatmmung Vorausset-
zung sein muss.

Wichtig ist, Fristen im Blick zu haben. Drei Jahre 
ab Kenntnis und nicht nicht ab Tod des Erblas-
sers tritt Verjährung in diesen Fällen ein. 

Mit diesem Urteil macht der BGH die Rechte 
nichtehelicher Kinder deutlich – und zwingt 
Familien, offener mit alten Geheimnissen um-
zugehen.mit.

Renate Maltry
Rechtsanwältin, Fachanwältin Erbrecht,
Fachanwältin Familienrecht,
zertifizierte Testamentsvollstreckerin AGT,
zertifizierte Unternehmensnachfolgeberaterin ZentUma

Überraschender Pflichtteil: wie ein unbekanntes 
nichteheliches Kind Jahre nach dem Tod des Vaters 
Ansprüche stellt.
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Wie Eltern mit kluger Planung Streit, Steuern 
und Ungerechtigkeiten vermeiden können.

Wenn Eltern über die Nachfolge ihres Vermö-
gens nachdenken, stoßen sie schnell auf eine 
schwierige Frage: Wie lässt sich „gerecht“ verer-
ben, wenn das Vermögen aus ganz unterschied-
lichen Bausteinen besteht?

Besonders bei Immobilien wird das zur Heraus-
forderung – denn Grundstücke und Häuser las-
sen sich nich tso einfach teilen. Eine Aufteilung 
in sog. Bruchteilsgemeinschaften bereitet meist 
große Problem

Ein Beispiel aus der Praxis
Eine Mandantin besitzt drei Immobilien: ein 
Mietshaus in Augsburg, ein Ferienhaus am Am-
mersee und eine Eigentumswohnung, in der sie 
selbst lebt. Drei Kinder sollen alles erben – mög-
lichst fair. Doch das Mietshaus ist rund 1,5 Mil-

lionen Euro wert, die Wohnung nur 400.000 
Euro.
Will eines der Kinder ein bestimmtes Objekt 
übernehmen, müssten die anderen ausgezahlt 
werden. Diese Ausgleichsansprüche können Fa-
milien in finanzielle Bedrängnis bringen – und 
führen oft zu Streit oder gar zum Verkauf lieb-
gewonnener Immobilien.

Steuerliche Hürden
Hinzu kommen steuerliche Grenzen: Jedes Kind 
hat zwar einen Freibetrag von 400.000 Euro bei 
Erbschaften und Schenkungen. Bei Immobilien 
mit stark unterschiedlichen Werten ist dieser 
aber schnell überschritten – und Erbschaftsteu-
er wird fällig.
Eine gerechte und zugleich steueroptimierte 
Aufteilung wird so beinahe unmöglich.

Familiengesellschaft als Ausweg
Eine Lösung kann die Gründung einer soge-
nannten Familiengesellschaft sein – etwa als 
GbR, KG oder GmbH & Co. KG.

Das Prinzip ist einfach: Die Eltern bringen ihre 
Immobilien in die Gesellschaft ein, die Kinder 
werden mit Anteilen beteiligt. Statt einzelne Ob-
jekte zu erben, halten alle gemeinsam Gesell-
schaftsanteile – und damit indirekt einen gleich 
großen Anteil am Gesamtvermögen.
So bleibt das Vermögen gebündelt statt zer-
schnitten, und niemand muss den anderen aus-
zahlen. Auch der Familienbesitz bleibt in einer 
Hand – über Generationen hinweg.

Steuern clever sparen
Ein weiterer Vorteil: Über die Familiengesell-
schaft lassen sich steuerliche Freibeträge op-
timal nutzen.
Eltern können ihren Kindern alle zehn Jahre An-
teile im Wert von bis zu 400.000 Euro steuerfrei 
schenken. Dies erfolgt mit einer Abtretungser-
klärung von Gesellschaftsanteilen. Wer frühzei-
tig beginnt, kann größere Vermögen schrittwei-
se übertragen, ohne dass Erbschaftsteuer anfällt.

Gleichzeitig lassen sich künftige Wertsteigerun-
gen – etwa bei Immobilien – teilweise schon aus 
dem elterlichen Vermögen herauslösen. Das re-
duziert die Steuerlast beim späteren Erbfall er-
heblich.

Kontrolle bleibt erhalten
Viele Eltern möchten ihr Vermögen nicht zu früh 
„aus der Hand geben“. In der Familiengesell-
schaft lässt sich das einfach regeln:
Die Eltern bleiben meist geschäftsführende Ge-
sellschafter und behalten damit die volle Kont-
rolle über Verwaltung, Mieteinnahmen und Ent-
scheidungen.
Die Kinder sind zwar beteiligt, können aber kei-
ne eigenständigen Verkäufe oder Änderungen 
vornehmen. Erst später – etwa nach dem Tod 
der Eltern – geht die Leitung auf sie über.

Klare Regeln statt späteren Streites
Ein gut gestalteter Gesellschaftsvertrag kann 
auch künftige Konflikte verhindern. Er legt fest, 
wer über welche Entscheidungen abstimmt, 

wann Gewinne ausgeschüttet werden und ob 
Anteile an Schwiegerkinder oder Dritte übertra-
gen werden dürfen.
So entstehen klare Strukturen, die oft stabiler 
sind als eine Erbengemeinschaft – in der erfah-
rungsgemäß viele Streitigkeiten über Nutzung, 
Verkauf oder Sanierungen entbrennen.

Praxisbeispiel
Die erwähnte Mandantin hat ihre Immobilien in 
eine Familien-KG eingebracht. Eine KG ist dann 
sinnvoll, wenn minderjährige Kinder beteiligt 
sind. Sie führt die Gesellschaft, ihre drei Kinder 
halten gleiche Kommanditanteile. Die minder-
jährigen Kinder können ebenfalls Gesellschafter 
der KG werden.
Die Mieteinnahmen fließen in die Gesellschaft, 
jeder erhält seinen Anteil.
Alle zehn Jahre kann sie weitere Anteile steuer-
frei übertragen – bis das gesamte Vermögen 
verteilt ist.

Für die Familie bedeutet das: keine komplizierten 
Erbauseinandersetzungen, kein Verkaufsdruck 
und eine gerechte Beteiligung aller Kinder.

Fazit
Eine Familiengesellschaft ist kein Allheilmittel, 
aber in vielen Fällen ein gerechter, steuerlich 
vorteilhafter und familienfreundlicher Weg 
der Nachfolgeplanung.
Sie erhält Vermögen, schafft klare Regeln und 
vermeidet unnötige Auszahlungen oder Konflikte.

Wer frühzeitig plant und sich fachkundig bera-
ten lässt – steuerlich wie rechtlich –, kann damit 
den Familienfrieden sichern und gleichzeitig er-
hebliche Steuervorteile nutzen.

Renate Maltry
Rechtsanwältin, Fachanwältin Erbrecht,
Fachanwältin Familienrecht,
zertifizierte Testamentsvollstreckerin AGT,
zertifizierte Unternehmensnachfolgeberaterin ZentUma

Gerecht vererben – mit einer Familiengesellschaft
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Wer ein Familienheim auf seinen Partner oder seine 
Kinder überträgt, kann unter bestimmten Vorausset-
zungen von der Schenkungs- oder Erbschaftsteuer 
befreit werden. Die Regeln dazu finden sich in § 13 
Abs. 1 Nr. 4 a–c ErbStG. Nachfolgend ein Überblick 

– und ein aktuelles Urteil, das die Bedeutung der 
Selbstnutzung nochmals betont.

Schenkung unter Ehegatten oder 
Lebenspartnern
Schenkt ein Ehegatte oder eingetragener Lebenspart-
ner dem anderen das gemeinsam bewohnte Eigen-
heim, bleibt diese Übertragung steuerfrei.

Wichtig ist, dass beide dort ihren Hauptwohnsitz 
haben. Eine Behaltensfrist gibt es nicht – das heißt: 
Der Beschenkte muss das Haus nicht über einen be-
stimmten Zeitraum behalten oder selbst bewohnen.
Unter Umständen kann diese Vergünstigung sogar 
mehrmals in Anspruch genommen werden, sofern 
alle Voraussetzungen erneut erfüllt sind.

Erbschaft zwischen Ehegatten
Erbt der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner 
das Familienheim, gilt ebenfalls eine Steuerbefreiung 
– sofern das Objekt weiterhin selbst bewohnt wird.
Hier ist allerdings eine 10-jährige Behaltensfrist 
entscheidend:

Wer das Familienheim innerhalb dieser Zeit aufgibt oder 
verkauft, verliert rückwirkend die Steuerbefreiung.
Nur zwingende Gründe (z. B. Pflegebedürftigkeit oder 
gesundheitliche Einschränkungen) rechtfertigen eine 
Ausnahme.

Erbschaft durch Kinder
Auch Kinder können ein Familienheim steuerfrei er-
ben – allerdings unter strengeren Bedingungen:

• �Das Kind muss die gesamte Immobilie erben und 
in der Regel innerhalb von sechs Monaten nach 
dem Erbfall selbst dort einziehen.

• �Außerdem gilt eine Wohnflächenbegrenzung  
von 200 m².

Wird diese Größe überschritten, ist der übersteigende 
Teil steuerpflichtig.

Wie bei der Ehegattenregelung gilt auch hier: 10 Jahre 
Selbstnutzung sind Pflicht, damit die Steuerbefrei-
ung bestehen bleibt.

Aktuelles Urteil: Selbstnutzung  
ist entscheidend
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (Urteil vom 
19. 12. 2024) hat klargestellt, dass die Steuerbefrei-
ung nach § 13 Abs. 1 Nr. 4 c ErbStG nur greift, wenn 
der Erblasser selbst in der Immobilie gewohnt hat.
Eine Immobilie, die nie vom Erblasser bewohnt wur-
de, fällt nicht unter den Schutzzweck dieser Vor-
schrift – auch wenn sie als Familienheim gedacht 
war.

Das Gericht betont den Zweck der Regelung: den 
Erhalt des familiären Lebensmittelpunkts und den 
Schutz des Familienvermögens.

Fazit:
Die Übertragung eines Familienheims kann steuerlich 
sehr vorteilhaft sein – aber nur, wenn alle gesetz-
lichen Voraussetzungen erfüllt sind. Jede Situati-
on sollte daher individuell geprüft werden, um die 
Steuerbefreiung sicherzustellen.

Andreas Völker LL.M.
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Erbrecht
Fachanwalt für Steuerrecht
Zertifizierter Testamentsvollstrecker (AGT)

Das Familienheim –  
Steuerfreie Übertragung im Fokus
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Im Unterhaltsrecht ist die Frage der Erwerbs- 
obliegenheit von großer Bedeutung. Sie stellt 
sicher, dass der unterhaltsberechtigte Ehegatte 
oder Partner sich bemüht, selbst für seinen Le-
bensunterhalt zu sorgen, anstatt sich auf den 
Unterhalt des anderen zu verlassen. Doch was 
genau verbirgt sich hinter diesem Begriff, und 
wie wirkt sich die Erwerbsobliegenheit auf Ihre 
Unterhaltsansprüche aus? Dieser Beitrag soll 
Ihnen die wichtigsten Aspekte dieser Regelung 
näherbringen und aufzeigen, wie sie in ver-
schiedenen Fällen angewendet wird.

Die Erwerbsobliegenheit verpflichtet eine unter-
haltsberechtigte Person grundsätzlich dazu, ihre 
eigenen Einkünfte zu erzielen oder sich um eine 
angemessene Beschäftigung zu bemühen, wenn 
dies zumutbar ist. Das bedeutet, dass auch nach 
einer Trennung oder Scheidung der Partner, der 
finanziell schlechter gestellt ist, nicht einfach 
auf den Unterhalt des anderen angewiesen blei-
ben kann, solange es ihm oder ihr möglich ist, 
sich selbst zu versorgen. Allerdings wird diese 
Pflicht immer unter Berücksichtigung der per-
sönlichen Umstände entschieden. Faktoren wie 
Alter, Gesundheit, die Betreuung gemeinsamer 
Kinder oder auch die bisherige Lebensführung 
spielen eine wichtige Rolle bei der Beurteilung 
der Zumutbarkeit einer Erwerbstätigkeit. Ge-
prüft wird anhand des Einzelfalls und der spezi-
fischen Gegebenheiten.

Ein wichtiger Faktor dabei ist, dass eine Er-
werbstätigkeit nur dann als zumutbar gilt, wenn 
sie nicht in Widerspruch zu den persönlichen 
Lebensumständen steht. So wird zum Beispiel 
einem Elternteil, der kleine Kinder betreut, nicht 
zugemutet, Vollzeit zu arbeiten, solange kei-
ne alternativen Betreuungsmöglichkeiten zur 
Verfügung stehen. Auch gesundheitliche Ein-
schränkungen können berücksichtigt werden, 
sodass eine Erwerbstätigkeit nur dann als zu-
mutbar gilt, wenn sie mit der gesundheitlichen 
Verfassung der betroffenen Person vereinbar ist.

Besonders relevant wird die Erwerbsobliegenheit 
im Zusammenhang mit dem Trennungs- oder 
nachehelichen Unterhalt. Der unterhaltsberech-
tigte Ehegatte muss, soweit es ihm zumutbar ist, 
eigenständig für seinen Lebensunterhalt sorgen. 
Dabei prüft das Gericht, ob der Partner in der 
Lage ist, eine angemessene Tätigkeit auszuüben 
und ob ihm dies zumutbar ist. Dies ist nicht nur 
eine Frage der tatsächlichen Erwerbstätigkeit, 
sondern auch der Bemühungen um eine Tätig-
keit. Wer sich nicht um eine Erwerbstätigkeit 
bemüht oder eine zumutbare Stelle ablehnt, 
riskiert eine Kürzung des Unterhaltsanspruchs. 
Im Hinblick auf den Grundsatz der Eigenverant-
wortung werden an die Nachweispflicht hin-
sichtlich des Bemühens um eine Arbeitsstelle 
hohe Anforderungen gestellt. Es reicht nicht 
aus, sich bei der Arbeitsagentur als arbeitslos zu 
melden. Der Unterhaltsbedürftige muss sich auf 
sämtliche einschlägige Zeitungsanzeigen und 
sonstige Arbeitsangebote bewerben und diese 
Bemühungen nachweisen. Allerdings ist die An-
zahl der Bewerbungen im Gegensatz zu den in-

dividuellen Verhältnissen lediglich ein Indiz für 
die Angemessenheit der Erwerbsbemühungen. 
Einige Oberlandesgerichte ziehen als Faustfor-
mel hierfür 20 Bewerbungen monatlich heran, 
um der Erwerbsobliegenheit zu genügen. Je-
doch ist anzumerken, dass es hier stets auf den 
Einzelfall und auch die qualitative Bewertung 
der Bewerbungen ankommt.

Gleichzeitig gibt es jedoch auch Fälle, in denen 
der unterhaltsberechtigte Partner trotz dieser 
Einschränkungen verpflichtet ist, sich um eine 

Erwerbstätigkeit zu bemühen. Wenn jemand 
beispielsweise aufgrund einer abgebrochenen 
Ausbildung oder Berufserfahrung theoretisch in 
der Lage wäre, eine bestimmte daran anknüp-
fende Erwerbstätigkeit auszuüben, wird dies bei 
der Berechnung des Unterhalts berücksichtigt. 
Das bedeutet, dass auch ein fiktives Einkommen, 
das durch die Aufnahme einer zumutbaren Tä-
tigkeit erzielt werden könnte, in die Berechnung 
des Unterhaltsanspruchs einfließt.

Im Falle von volljährigen Kindern spielt die 
Erwerbsobliegenheit ebenfalls eine Rolle, da 
auch sie grundsätzlich in der Lage sein müs-
sen, ihren Unterhalt durch eigene Einkünfte 
zu decken. Hier wird geprüft, ob das Kind noch 
in der Ausbildung ist oder bereits in der Lage 
wäre, eine eigene Erwerbstätigkeit auszuüben. 
Die Frage, inwieweit das Kind selbst für seinen 
Unterhalt sorgen kann, hat direkten Einfluss auf 
den Anspruch des Kindes gegenüber den Eltern. 
Wenn das Kind nach der Volljährigkeit keine 
ausreichenden eigenen Einkünfte erzielt, kann 
trotzdem Unterhalt geltend gemacht werden, 
allerdings ist auch hier die Zumutbarkeit einer 
Erwerbstätigkeit zu berücksichtigen.

Es ist wichtig zu wissen, dass eine Verletzung 
der Erwerbsobliegenheit erhebliche Folgen ha-
ben kann. Wenn der unterhaltsberechtigte Ehe-
gatte oder das Kind die zumutbare Erwerbstä-
tigkeit nicht aufnimmt oder sich nicht um eine 
Arbeitsstelle bemüht, kann dies dazu führen, 
dass der Unterhaltsanspruch gekürzt oder sogar 
ganz verweigert wird. Gerichte sind in der Regel 
der Ansicht, dass niemand dauerhaft von den 
Unterhaltszahlungen eines anderen leben sollte, 
wenn er oder sie in der Lage ist, selbst für sich 
zu sorgen.

Wenn Sie sich in einer Unterhaltsangelegenheit 
befinden – sei es als Unterhaltszahler oder als 
Unterhaltsberechtigter – ist es ratsam, alle re-
levanten Aspekte Ihrer Erwerbsfähigkeit und 
Ihrer Bemühungen um eine Tätigkeit transpa-
rent darzustellen. Dies betrifft insbesondere die 
Dokumentation von Bewerbungen und Bemü-
hungen um eine Arbeitsstelle, aber auch etwa-
ige andere Aspekte, die eine Erwerbstätigkeit 
verhindern könnten. Ein entsprechender Nach-
weis kann im Streitfall helfen, Ihre Position zu 
stärken und die Höhe des Unterhaltsanspruchs 
korrekt zu ermitteln.

Erwerbsobliegenheiten im Unterhaltsrecht

Sabrina Stöckle
Rechtsanwältin
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Verbringt ein Elternteil das gemeinsame Kind 
ohne Zustimmung des anderen Sorgeberechtig-
ten in einen anderen Staat oder wird das Kind 
dort widerrechtlich zurückgehalten, liegt ein 
Fall internationaler Kindesentführung, und so-
mit einer Sorgerechtsverletzung vor. Dies kann 
z. B. nach einer Trennung geschehen, wenn ein 
Elternteil in sein Herkunftsland zurückkehrt und 
das Kind einfach mitnimmt. Die rechtliche Lage 
ist oft komplex, da in unterschiedlichen Ländern 
unterschiedliche Regelungen zum Sorge- und 
Aufenthaltsbestimmungsrecht gelten.

Wenn Sie konkrete Anhaltspunkte haben, dass 
der andere Elternteil mit Ihrem Kind bzw. Ihren 
Kindern gegen Ihren Willen Deutschland verlassen 
könnte, können Sie beim Amtsgericht – Familien-
gericht – einen Eilantrag auf Erlass eines Ausreise-
verbots für Ihre Kinder stellen (Grenzsperre). Das 
Ausreiseverbot wird dem Bundespolizeipräsidium 
Potsdam übermittelt, das die Sperre wechselseitig 
schengenweit aussprechen kann.

Ist die Ausreise des Kindes bereits erfolgt, hän-
gen die rechtlichen Möglichkeiten davon ab, ob 
es völkerrechtliche Abkommen mit dem jeweili-
gen Land gibt.

Deutschland ist Mitgliedstaat des „Haager Über-
einkommens über die zivilrechtlichen Aspekte 
internationaler Kindesentführung“ (HKÜ), eines 
multilateralen völkerrechtlichen Abkommens, 
das auf der Haager Konferenz für Internationa-

les Privatrecht beruht. Es trat am 1. Dezember 
1983 in Kraft und wurde von über 100 Staa-
ten, darunter Deutschland, Österreich und die 
Schweiz, ratifiziert. 

Ziel des HKÜ ist es, Kinder vor widerrechtlichem 
Verbringen oder Zurückhalten über internatio-
nale Grenzen hinweg zu schützen – in der Re-
gel durch einen Elternteil. Das Abkommen legt 
Verfahren fest, um die schnelle Rückführung des 
Kindes in den Staat seines gewöhnlichen Auf-
enthalts sicherzustellen und somit den status 
quo vor der Entführung wiederherzustellen.

Zur Durchführung des Übereinkommens sind in 
jedem Land Zentrale Behörden eingerichtet. In 
Deutschland ist dies das Bundesamt für Justiz 
in Bonn.

Voraussetzungen der Rückführung 
nach dem HKÜ
Gemäß Art. 3 HKÜ ist die Rückführung an fol-
gende Voraussetzungen geknüpft:

1. Widerrechtliches Verbringen oder Zurück-
halten: Das Kind wurde ohne Zustimmung des 
sorgeberechtigten Elternteils verbracht oder zu-
rückgehalten.

2. Verstoß gegen das Sorgerecht: Das Recht, 
über den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen, 
wird durch das Verbringen oder Zurückhalten 
verletzt.

3. Tatsächliche Ausübung des Sorgerechts: 
Das Sorgerecht wurde vor oder zum Zeitpunkt 
der Handlung tatsächlich ausgeübt oder wäre 
ohne das Verbringen/Zurückhalten ausgeübt 
worden.

4. Alter des Kindes: Das HKÜ gilt nur für Kinder 
unter 16 Jahren (Art. 4 Abs. 1).

Das Rückführungsverfahren
Der berechtigte Elternteil stellt einen Antrag 
bei der Zentralen Behörde seines Staates, in 
Deutschland entsprechend dem § 3 IntFamRVG 
beim Bundesamt für Justiz. Die Zentralen Behör-
den koordinieren anschließend die Maßnahmen 
zur Auffindung des Kindes und zur Rückfüh-
rung. Falls keine einvernehmliche Rückführung 
erfolgt, entscheidet das zuständige Gericht im 
Aufenthaltsstaat über die Rückführung; die Ge-
richtsentscheidung erfolgt im summarischen 
Verfahren, das eine zügige Klärung anstrebt. 
Gemäß Art. 11 Abs. 2 HKÜ ist eine Entscheidung 
innerhalb von sechs Wochen anzustreben.

Nach Art. 12 und 13 HKÜ bestehen jedoch eng 
auszulegende Ausnahmen, die eine Rückfüh-
rung verhindern können:

• Einwilligung oder nachträgliche Genehmi-
gung: Die Rückführung kann abgelehnt werden, 
wenn der sorgeberechtigte Elternteil dem Ver-
bringen zugestimmt hat.
• Gefährdung des Kindeswohls: Liegt eine er-
hebliche physische oder psychische Gefährdung 
vor, darf die Rückführung verweigert werden. 
Diese Ausnahme ist insbesondere bei häuslicher 
Gewalt von Bedeutung.
• Widerspruch des Kindes: Bei ausreichendem 
Alter und Reife kann das Kind gegen die Rück-
kehr angehört werden; sein Wille ist zu berück-
sichtigen.
• Zeitablauf: Übersteigt die Antragstellung ein 
Jahr und hat sich das Kind im Aufenthaltsstaat 
etabliert, kann eine Rückführung abgelehnt 
werden.

Das Haager Kindesentführungsübereinkommen 
ist ein unverzichtbares völkerrechtliches Instru-
ment zum Schutz von Kindern vor internatio-
naler Kindesentführung. Es gewährleistet eine 
schnelle und strukturierte Rückführung und 
sichert die Zuständigkeit der Gerichte des ge-
wöhnlichen Aufenthaltsstaates. Dennoch ist eine 
differenzierte Einzelfallbetrachtung unerlässlich, 
um dem Kindeswohl gerecht zu werden.

Das Haager Kindesentführungs-
übereinkommen (HKÜ) – Rechtliche 
Grundlagen, Verfahren und Heraus-
forderungen bei internationaler  
Kindesentführung

Milena Niezgoda
Fachanwältin für Familienrecht
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Maltry RechtsanwältInnen PartG mbB
Den Kontakt zur Klärung und Bearbeitung Ihrer konkreten Rechtsfragen 
sowie weitergehende Hinweise finden Sie auf unserer Homepage.
Hohenzollernstraße 89 · 80796 München 
Telefon: 089/30 77 91 44 · Telefax: 089/30 77 91 54 
Internet: www.rechtsanwaeltinnen.com · E-Mail: maltry@rechtsanwaeltinnen.com
Besprechungen werden telefonisch mit dem Sekretariat, gegebenenfalls auch nach 
Rücksprache mit der jeweiligen Rechtsanwältin/Rechtsanwalt vereinbart.

Allgemeine Bürozeiten
Montags bis Donnerstags 
08.30 –12.00 Uhr und 
14.00 –17.00 Uhr
Freitags 
08.30 –14.00 Uhr 
oder nach Vereinbarung

Immer häufiger leben Paare in Deutschland, die 
unterschiedliche Staatsangehörigkeiten besitzen 
oder deren Ehe im Ausland geschlossen wurde. 
Kommt es zur Trennung oder Scheidung, stellt 
sich schnell die Frage: Welches Recht gilt – 
deutsches oder ausländisches? Und welche Ge-
richte sind zuständig?

Zuständigkeit deutscher Gerichte
Sobald beide Ehegatten ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland haben – etwa in 
München –, sind grundsätzlich die deutschen 
Familiengerichte zuständig.

Das gilt unabhängig von der Staatsangehörig-
keit (§ 98 FamFG, Art. 3 Brüssel IIb-VO).

Beispiel: Zwei italienische Staatsbürger leben 
seit Jahren in München – sie können sich vor 
einem deutschen Gericht scheiden lassen.

Wenn dagegen nur ein Ehegatte in Deutschland 
lebt, kann ebenfalls deutsches Gericht zuständig 
sein – etwa,

• wenn der andere Ehegatte im Ausland lebt,
• �oder wenn der Antragsteller Deutscher ist und 

hier seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Welches Recht wird angewendet?
Die Rechtswahl richtet sich nach der Rom 
III-Verordnung (EU-VO Nr. 1259/2010).

Danach kann das Ehepaar – vor oder während 
des Verfahrens – bestimmen, welches Recht gel-
ten soll:

• das Recht des Staates, in dem sie leben,
• �das Recht der gemeinsamen Staatsange- 

hörigkeit,
• �oder das Recht des Staates, in dem sie zuletzt 

gemeinsam gelebt haben, wenn einer noch 
dort lebt.

Ohne ausdrückliche Rechtswahl gilt meist:
Das Recht des gewöhnlichen Aufenthalts beider 
Ehegatten (in München also deutsches Schei-
dungsrecht).

Unterhalt – Deutsches oder  
ausländisches Recht?
Für nachehelichen Unterhalt und Trennungsun-
terhalt gilt in der Regel die Unterhaltsverord-
nung (EG Nr. 4/2009) in Verbindung mit dem 
Haager Unterhaltsprotokoll von 2007.

Auch hier kommt es meist auf den gewöhnli-
chen Aufenthalt des Unterhaltsberechtigten an.

• �Leben beide in Deutschland, findet deutsches 
Unterhaltsrecht Anwendung.

• �Lebt der Unterhaltsberechtigte im Ausland, 
kann ausnahmsweise das Recht seines Auf-
enthaltsstaates greifen.

Anerkennung ausländischer  
Scheidungen
Wurde die Ehe im Ausland geschieden, muss das 
Urteil in Deutschland anerkannt werden, bevor 
es hier wirksam ist (§ 107 FamFG).
Zuständig ist in der Regel die Landesjustizver-
waltung des Bundeslandes, in dem einer der 
Ehegatten wohnt.
EU-Scheidungen (außer Dänemark) werden au-
tomatisch anerkannt – ohne gesondertes Ver-
fahren.
Für Scheidungen außerhalb der EU ist hingegen 
ein förmliches Anerkennungsverfahren nötig.

Apostille oder Legalisation
Für die Verwendung ausländischer Urkunden (z. B. 
Heiratsurkunde, Scheidungsurteil) in Deutschland 
gilt:

• �EU-Urkunden benötigen oft keine Apostille 
mehr (nach der EU-Apostillenverordnung).

• �Nicht-EU-Urkunden müssen regelmäßig mit 
einer Apostille oder Legalisation versehen 
werden, um anerkannt zu werden.

Fazit
Das internationale Familienrecht ist komplex – 
aber mit dem richtigen Ansatz lassen sich viele 
Streitfragen vermeiden.
Wer in Deutschland lebt, fällt in der Regel unter 
deutsches Verfahrensrecht – auch wenn beide 
Ehegatten Ausländer sind.
Eine rechtzeitige Rechtswahlvereinbarung oder 
Beratung kann helfen, spätere Überraschungen 
zu vermeiden – insbesondere beim Unterhalt 
oder bei der Anerkennung ausländischer Ent-
scheidungen.
 
Tipp für die Praxis
Lassen Sie frühzeitig prüfen,

• welches Recht für Ihre Ehe gilt,
• �welche Unterhaltsansprüche denkbar sind, 

und
• �ob eine Apostille oder Anerkennung  

erforderlich ist.

So können Sie international gültige Entschei-
dungen rechtssicher gestalten.

Renate Maltry
Rechtsanwältin, Fachanwältin Erbrecht,
Fachanwältin Familienrecht,
zertifizierte Testamentsvollstreckerin AGT,
zertifizierte Unternehmensnachfolgeberaterin ZentUma

Internationales Scheidungsrecht
Was gilt, wenn zwei Ausländer (oder ein gemischtes Paar) in Deutschland leben?




